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1. Einleitung

Die staatlichen Einnahmeprognosen, insbesondere die in jüngster Zeit regelmäßig kon-

statierten Steuerausfälle des Arbeitskreises “Steuerschätzung“,1 haben gravierende

Auswirkungen auf die Finanzierung der Budgets auf allen föderalen Ebenen. Einzelne

Bundesländer verhängen derzeit, sobald Ergebnisse der - i.d.R. nach unten revidierten -

Steuerschätzungen bekannt werden, allgemeine Haushaltssperren. In der Öffentlichkeit

erfolgt gleichzeitig eine zunehmende Beachtung der Steuersparmöglichkeiten, die das

gegenwärtige Einkommensteuerrecht bietet. Kurz: Steuersparmöglichkeiten haben der-

zeit Hochkonjunktur. Selbst der Finanzminister stellt zum Ergebnis der letzten Steuer-

schätzung fest, daß “steuersparende Möglichkeiten in hohem Maße genutzt“2 werden.

Dies wirft die Frage auf, inwieweit einige Möglichkeiten zur Reduktion der Steuerschuld

quantifizierbar sind und welcher Personenkreis davon profitiert. In der vorliegenden Ar-

beit analysieren wir die Effekte, die die derzeit mögliche Gegenrechnung negativer Ein-

künfte bestimmter Einkunftsarten mit positiven Einkünften anderer Arten erbringen3.

Woher stammen negative Einkünfte? Zum einen kann es sich um tatsächlich - d.h. i.S.

eines Eigenkapitalverzehrs - realisierte Verluste aus Land- und Forstwirtschaft, Gewer-

bebetrieb, selbständiger Arbeit oder Vermietung und Verpachtung handeln. Zum ande-

ren können sie jedoch auch lediglich Resultat steuerrechtlicher Vergünstigungen sein4.

Im ersten Fall ergibt sich daraus ein Substanzverlust, der bei permanentem Auftreten zur

Einstellung der Geschäftstätigkeit führen muß. Sofern es sich allerdings um rein steuer-

technische Verluste handelt, ist die langfristige Existenz nicht gefährdet, vielmehr führt

diese Art von Verlusten zu einer Rentabilitätssteigerung, da Steuerzahlungen reduziert

                                           
1
 Vgl. Finanznachrichten des BMF (1997a) und Finanznachrichten des BMF (1997b) sowie für eine

Übersicht über vergangene Steuerschätzungen Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung (1997), Tz. 190 und Tabelle 47.

2
 Finanznachrichten des BMF (1997b), S. 3.

3
 Dabei geht es nicht darum, Argumente für eine steuersystematisch problematische Abschaffung

des Verlustausgleichs zwischen Einkunftsarten oder für die Einschränkung von Abschreibungs-
möglichkeiten insbesondere bei Immobilien aufzuzeigen. Vielmehr zielen die folgenden Ausfüh-
rungen vor allem auf die Herausarbeitung der aus distributiver Sicht problematischen Konsequen-
zen der diesbezüglichen steuerlichen Regelungen. Wenn das Postulat der redistributiven Orientie-
rung der deutschen Einkommensteuer Gültigkeit hat, sollten einzelne Regelungen in diesem Sy-
stem dieses Ziel nicht konterkarieren.

4
 Bekanntestes Beispiel für derartige steuerrechtliche Vergünstigen sind die Sonderabschreibungen

für Investitionen in den neuen Bundesländern, die mit dem tatsächlichen Wertverzehr in keinem
Zusammenhang stehen. Für die folgende Diskussion ist nur dieser (fehlende) Zusammenhang mit
dem tatsächlichen Wertverzehr von Bedeutung.
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werden. Diese Art von Verlusten darf aber keinesfalls als Reduktion der steuerlichen

Leistungsfähigkeit eines Zensiten interpretiert werden.

Im folgenden werden ausschließlich die Verrechnungsmöglichkeiten von positiven und

negativen Einkünften zwischen verschiedenen Einkunftsarten untersucht. Selbstver-

ständlich gibt es daneben bei der Ermittlung der Einkünfte aus den einzelnen Einkunfts-

arten weitere legale Gestaltungsspielräume zur Reduzierung der steuerlich ausgewiese-

nen Einkünfte innerhalb einer Einkunftsart5. Daher konzentriert sich die nachfolgende

deskriptive Analyse auf die allgemeine Möglichkeit mit Hilfe der Verrechnung negativer

mit positiven Einkünften aus anderen Einkunftsarten die Einkommensteuerschuld zu

verringern. Hierzu wird auf Untersuchungen mit einem Mikrosimulationsmodell, das auf

dem Steuerfile des Instituts für Angewandte Wirtschaftsforschung beruht, zurückgegrif-

fen6.

Ordnet man die Steuerpflichtigen zum Zwecke der Analyse von Verteilungseffekten der

Besteuerung verschiedenen Bruttoeinkommensklassen zu, verändert sich die Klassen-

zuordnung durch die Aufhebung der Verlustgegenrechnung zwischen verschiedenen

Einkunftsarten7, d.h. es kommt zu Wanderungen zwischen den einzelnen Einkommens-

klassen. Interessant dabei ist die Frage, in welchem Ausmaß sich Veränderungen ein-

stellen und wieviele Steuerpflichtige überhaupt ihre Einkommen durch negative Ein-

künfte reduzieren. Ferner werden methodologische Implikationen für Inzidenzanalysen

diskutiert, d.h. welche Auswirkungen haben Wanderungen von Steuerpflichtigen über

Einkommensklassen für empirische Verteilungsanalysen.

Auf der Basis der o.a. Mikrodaten wird der Status quo der steuerlichen Einkommenszu-

sammensetzung mit einer veränderten Einkommensdefinition verglichen, die keine Ge-

genrechung von Verlusten zuläßt. Diese Umstellung würde eine systematische Ände-

rung im Einkommensteuerrecht bedeuten, da damit jede Einkunftsart singulär in das zu

versteuernde Einkommen mündet, also Verluste nur noch mit derselben Einkunftsart

verrechnet werden können. Problematisch bei der Umsetzung eines Steuersystems, das

                                           
5
 Diese Effekte können allerdings nicht im Rahmen des verwendeten Simulationsmodells analysiert

werden, da Angaben zu diesen Einkünften nur summarisch vorliegen. Gleiches gilt hinsichtlich der
periodenübergreifenden Betrachtung, wenn innerhalb einer einzelnen Einkunftsart ein Verlustvor-
oder -rücktrag zugelassen wird, da hierfür eine mehrere Jahre umfassende Datenbasis erforderlich
wäre.

6
 Vgl. Bork/Kleimann (1997) und Müller/Bork (1998).

7
 Ein Zensit der 200.000 DM Einkünfte aus unselbständiger Arbeit und 150.000 DM Verluste aus

Vermietung und Verpachtung hat, wird gegenwärtig der Bruttoeinkommensklasse, die 50.000 DM
beinhaltet, zugeordnet. Die Abschaffung der Verrechnungsmöglichkeit zwischen positiven und ne-
gativen Einkunften unterschiedlicher Einkunftsarten würde dazu führen, daß dann eine Zuordnung
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negative Einkünfte unberücksichtigt läßt, ist selbstverständlich die Vernachlässigung des

Prinzips der steuerlichen Leistungsfähigkeit und damit auch der Leistungsgerechtigkeit.

Dennoch soll die Vorgehensweise exemplarisch auf den Umfang negativer Einkünfte

und damit verbundener Probleme aufmerksam machen8.

2. Wanderungsbewegungen zwischen Einkommensklassen

Veränderungen der Einkommensverteilung gegenüber der Ausgangssituation sind in

zweierlei Hinsicht zu erwarten. Einerseits stellen sich Wanderungen zwischen den jewei-

ligen Einkommensklassen ein, andererseits können Verschiebungen in der Struktur und

Bedeutung einzelner Einkunftsarten aus dem Gegenrechnungsverbot resultieren. Die

Quantifizierung der Wanderungen zwischen verschiedenen Einkommensklassen erfolgt

durch eine Kreuztabellierung, in der die Zuordnung zu Bruttoeinkommensklassen9 mit

und ohne Gegenrechnung negativer Einkünfte gegenübergestellt wird. Es erfolgt eine

Aufteilung des Bruttoeinkommens in acht positive und in zwei negative Klassen10.

Nachfolgende Tabelle 1 veranschaulicht die Veränderungen der Zellenbesetzungen des

klassifizierten Bruttoeinkommens. Die Diagonale repräsentiert Steuerpflichtige, deren

Position sich durch die veränderte Einkommensbestimmung nicht verändert.

                                                                                                                                       

zur Bruttoeinkommensklasse, die 200.000 DM umfaßt, erfolgt.
8
 Eine ähnliche Problematik wirft die Möglichkeit des Verlustrück- oder -vortrags nach § 10d EstG

auf, das z.B. die Übernahme konkursreifer Unternehmen z.T. attraktiv erscheinen läßt. In engem
Zusammenhang damit steht die Frage, welche Zinseffekte eine derartige Vorgehensweise mit sich
bringt. Auf diese Frage kann hier allerdings nicht eingegangen werden.

9
 Unter Bruttoeinkommen wird in diesem Zusammenhang die Summe aus Bruttolohn, laufenden

Übertragungen der gesetzlichen Rentenversicherung sowie Einkünften aus Land- und Forstwirt-
schaft, Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit, Vermietung und Verpachtung, Kapitalvermögen und
sonstigen Einkünften verstanden.

10
Der negative Einkommensbereich wird im Interesse einer differenzierteren Analyse in zwei Klas-
sen unterteilt.
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Tabelle 1: Kreuztabellierung der Bruttoeinkommen mit und ohne Gegenrechnung
negativer Einkünfte
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Insgesamt reduzieren 5,25 % aller Steuerpflichtigen ihre positiven Einkünfte durch nega-

tive anderer Einkunftsarten. Steuerpflichtige mit einer Summe der Einkünfte unter null

verschieben sich in den gesamten positiven Einkommensbereich.

Durch die Unterscheidung negativer Einkommen in zwei Klassen fällt auf, daß insbeson-

dere die Zensiten, deren Summe der Einkünfte geringer als - 100.000 DM ist - im Ver-

gleich zu denen, die in einen Bereich zwischen 0 und - 100.000 DM fallen - überpropor-

tional in einen Einkommensbereich jenseits von 200.000 DM wandern. Von der niedrig-

sten Einkommensklasse (< - 100.000) rutschen 20,0 % in die beiden oberen Einkom-

mensklassen, während von der zweiten Klasse lediglich 1,3 % diese Verschiebung voll-

ziehen. Im Vergleich zur Ausgangssituation wächst die Zahl der Einkommensbezieher in

der Klasse über 500.000 DM um 27,9 % und die von 200.000 bis 500.000 DM um

20,6 %, wobei sich allerdings ein Großteil dieses Zuwachses aus der direkt vorgelager-

ten Einkommensklasse rekrutiert. Bemerkenswert ist, daß im Einkommensbereich von

- 100.000 bis 100.000 DM kaum Sprünge in die höchste Einkommensklasse stattfinden,

obgleich dort Verschiebungen sehr häufig sind. Im - mit den Besetzungszahlen der je-

weiligen Einkommensklassen gewichteten - Durchschnitt verschieben sich 83 % der

Steuerpflichtigen lediglich in die nächsthöhere Einkommensklasse. Umgekehrt würden

17 % der Steuerpflichtigen mit negativen Einkünften bei einem Verrechnungsverbot mit

positiven Einkünften über mindestens zwei Einkommensklassen nach oben wandern.

Die Zu- und Abwanderungen in den entsprechenden Einkommensklassen veranschau-

licht Abbildung 1 graphisch.

Abbildung 1: Zu- und Abwanderungen durch Gegenrechnungsverbot
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Insgesamt verändern ca. 1,9 Mio. Steuerpflichtige ihre Position in der Einkommensklas-

sifizierung. Die absolut höchste Abwanderung ist im mittleren Einkommensbereich zwi-
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schen 50.000 und 75.000 DM festzustellen, die höchste Zuwanderung in der Klasse zwi-

schen 100.000 und 150.000 DM.

Negative Einkünfte kommen in den einzelnen Einkunftsarten unterschiedlich häufig vor.

An der Spitzenposition in bezug auf den Anteil negativer an der Summe positiver Ein-

künfte der gleichen Einkunftsart steht die Quelle Vermietung und Verpachtung, die sal-

diert einen negativen Wert von 43,6 Mrd. DM ergeben; die negativen Einkünfte dieser

Einkunftsart übersteigen die Positiven demnach um das nahezu 2,5fache. Negative Ein-

künfte aus Gewerbebetrieb erreichen dagegen lediglich 30,6 % der positiven Einkünfte

dieser Einkunftsart. Bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft hat diese Quote

einen Wert von 6,6 %. Bei selbständiger Tätigkeit beläuft sich der entsprechende Wert

auf  2,5 %. In diesem Zusammenhang ist natürlich zu beachten, daß nicht alle negativen

Einkünfte steuerwirksam werden, weil lediglich eine Reduktion positiver Einkünfte bis zu

einem zu versteuernden Einkommen von ca. 12.000 DM im jeweiligen Veranlagungsjahr

steuerreduzierend wirkt11.

3. Potentielle Auswirkungen auf das Steueraufkommen

Die potentiellen Auswirkungen der Verrechnung negativer mit positiven Einkünften auf

das Steueraufkommen sind aus zweierlei Gründen von Interesse: Zum einen könnte das

- aus einer Abschaffung bzw. Einschränkung der Verrechnungsmöglichkeiten bzw. aus

einer Reduzierung der Abschreibungsmöglichkeiten im Bereich der Einkünfte aus Ver-

mietung und Verpachtung resultierende - Mehraufkommen über anderweitige, distributiv

weniger problematische (tarifäre und nichttarifäre) Entlastungen an die Steuerzahler zu-

rückgegeben werden12. Zum anderen könnte das Mehraufkommen zur Reduzierung der

Nettokreditaufnahme eingesetzt werden, einer Sichtweise die vermutlich eher seitens

des Finanzministeriums Unterstützung finden würde. Im folgenden interessiert allerdings

nicht die Verwendung eines potentiellen Mehraufkommens, sondern die Frage nach der

Höhe des Mehraufkommens bzw. des fiskalischen Spielraums der sich aus einer ent-

sprechenden Reform ergeben würde.

Tabelle 2 stellt Steuerpflichtige, Bruttoeinkommen und Steueraufkommen jeweils in der

Ausgangssituation (dem Status quo 1996), der Modifizierung und der daraus abgeleite-

                                           
11

Dies erklärt auch die - zu einer Nichtvergleichbarkeit führenden - Unterschiede zwischen der hier
gewählten Vorgehensweise (Berücksichtigung sämtlicher negativen Einkünfte) und der Steuersta-
tistik, in der nur die ausgeglichenen, d.h. die steuermindernd wirkenden Verluste nachgewiesen
werden.

12
 Zu denken wäre hier beispielsweise an die häufig aus allokativer Sicht geforderte Absenkung der
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ten Differenz geschichtet nach 20 Einkommensklassen dar. In dieser Klassifizierung wird

deutlich, daß ein Großteil der Steuerpflichtigen, die per Saldo negative Einkünfte haben,

bei einem Verrechnungsverbot lediglich in die erste positive Einkommensklasse wan-

dern. Die Einkommensspanne von 5.000 bis 70.000 DM ist durch Nettoabwanderungen

gekennzeichnet.

Abgesehen von einem marginalen Anstieg des Steueraufkommen im Einkommens-

bereich von 15.000 bis 20.000 DM, reduziert sich das Steueraufkommen - induziert

durch die Abwanderung von Steuerpflichtigen in höhere Einkommensklassen - im Be-

reich von Zensiten mit einem Bruttoeinkommen von 20.000 bis 50.000 DM. Das Brutto-

einkommen steigt durch die Unterbindung der Verrechnungsmöglichkeit von negativen

Einkünften insgesamt um 142,2 Mrd. DM. Entsprechend würde sich das Steueraufkom-

men (ohne Gegenrechnung des Kindergelds) um 33,2 Mrd. DM erhöhen.

Tabelle 2: Steuerpflichtige, Bruttoeinkommen und Steueraufkommen 1996
Steuerpflichtige Bruttoeinkommen Steueraufkommen

Bruttoeinkommen Status quo modifiziert Differenz Status quo modifiziert Differenz Status quo modifiziert Differenz

in Tausend in Mrd. DM

     < 0 296 0 -296 -43.708,7 0,0 43.708,7 0,0 0,0 0,0

          0 -   5.000 983 1.109 126 2.609,5 2.630,1 20,6 0,0 0,0 0,0

    5.000 -  10.000 1.193 1.180 -13 8.831,0 8.731,5 -99,5 0,0 0,0 0,0

  10.000 -  15.000 1.602 1.591 -11 20.338,6 20.219,5 -119,1 0,7 0,7 0,0

  15.000 -  20.000 2.563 2.542 -21 44.992,7 44.633,8 -358,9 19,2 19,7 0,5

  20.000 -  25.000 2.518 2.495 -23 56.373,6 55.845,6 -528,0 208,0 207,7 -0,3

  25.000 -  30.000 2.024 1.996 -28 55.514,2 54.757,8 -756,4 672,1 653,1 -19,0

  30.000 -  35.000 2.081 2.036 -45 67.595,5 66.136,9 -1.458,6 1.611,4 1.558,8 -52,6

  35.000 -  40.000 1.928 1.865 -63 72.407,7 70.055,0 -2.352,7 3.053,6 2.957,8 -95,8

  40.000 -  50.000 3.666 3.563 -103 165.006,7 160.332,6 -4.674,1 12.587,0 12.357,0 -230,0

  50.000 -  60.000 3.607 3.569 -39 197.952,8 195.949,3 -2.003,6 18.156,3 18.325,4 169,1

  60.000 -  70.000 2.939 2.931 -8 190.540,5 189.960,0 -580,5 19.265,8 19.470,3 204,6

  70.000 -  80.000 2.302 2.318 15 172.177,7 173.358,0 1.180,3 19.066,1 19.346,7 280,6

  80.000 -  90.000 1.838 1.856 18 155.908,3 157.450,9 1.542,5 19.567,8 19.893,1 325,2

  90.000 - 100.000 1.484 1.511 27 140.681,7 143.255,6 2.573,8 20.186,0 20.748,3 562,3

 100.000 - 110.000 1.122 1.185 63 117.592,3 124.205,6 6.613,3 18.508,0 19.752,0 1.244,0

 110.000 - 125.000 1.152 1.232 80 134.659,6 144.044,2 9.384,6 22.718,6 24.498,6 1.780,0

 125.000 - 150.000 1.053 1.139 86 142.906,8 154.789,4 11.882,7 26.707,0 29.274,1 2.567,1

 150.000 - 200.000 752 858 107 127.543,5 145.622,0 18.078,5 27.009,0 31.219,1 4.210,1

 200.000 - 500.000 588 685 97 163.305,9 192.619,0 29.313,0 45.722,0 55.277,1 9.555,0

 500.000 und mehr 108 138 30 131.950,2 162.825,2 30.875,0 53.228,4 65.923,0 12.694,6

Insgesamt 35.799 35.799 0 2.125.180,5 2.267.422,1 142.241,5 308.287,0 341.482,4 33.195,4

Anmerkung: Unter Status quo ist das Einkommensteuergesetz in der Fassung von 1996 ohne den Abzug von Kindergeld zu verstehen, die
modifizierten Ergebnisse beruhen auf dem Gegenrechnungsverbot von negativen Einkünften.  Die Zahl der Steuerpflichtigen weicht
von der in der amtlichen Statistik nachgewiesenen Zahl nach oben ab, weil im Modell auch Empfänger von Leibrenten enthalten
sind.

                                                                                                                                       

Grenzsteuersätze oder an die primär distributiv motivierte Ausweitung des Grundfreibetrags.
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Dieser Schätzansatz berücksichtigt keine intertemporalen Effekte, die durch einen Ver-

lustvortrag in folgende Veranlagungsjahre zustande kommen. Demnach erfolgt bei der

Quantifizierung der Steuerausfälle eine tendenzielle Unterschätzung, da Reduktionen

der Einkünfte durch Verlustvorträge vergangener Veranlagungsjahre nicht einbezogen

wurden.

Die deutliche Reduktion der steuerlichen Bemessungsgrundlage aufgrund negativer Ein-

künfte hat demnach Einnahmeausfälle von nahezu 10 % der Lohn- und Einkommen-

steuer zur Folge. Bezogen auf die veranlagte Einkommensteuer erklärt dieses Ergebnis

die drastischen Aufkommensrückgänge der letzten Jahre [1991: 41,5 Mrd. DM; 1997

(geschätzt): 5 Mrd. DM] zumindest partiell. Betrachtet man die Einkommensklassen, in

denen die Ausfälle zustande kommen, ist festzustellen, daß Steuerpflichtige mit einem

Bruttoeinkommen (bei Verrechnungsverbot) oberhalb von 150.000 DM durch die o.a.

Verrechnungsmöglichkeit im gegenwärtigen Steuerrecht legal ca. 26,5 Mrd. DM Steuern

vermeiden können13. Diese überraschende Größenordnung sollte - trotz aller Unsicher-

heiten infolge der Datenverfügbarkeit und der gewählten Vorgehensweise - Anlaß dazu

sein, die gegenwärtigen Regelungen zu überdenken und gegebenenfalls entsprechend

zu modifizieren. Die Schwierigkeiten, die aus einer zeitgemäßen Definition der steuerli-

chen Leistungsfähigkeit über den Indikator Einkommen entstehen, wären nur durch eine

völlig neue Einkommensdefinition im Einkommensteuerrecht zu erreichen.

4. Auswirkungen auf Verteilungsanalysen

Als Referenz für Verteilungsanalysen wird i.d.R. eine Bruttoeinkommensgröße herange-

zogen, anhand derer eine Klassifizierung erfolgt. Ist der Gesamtbetrag der Einkünfte

Richtgröße für eine Klassifizierung - wie in der Lohn- und Einkommensteuerstatistik –

können aus der Berücksichtigung negativer Einkünfte deutliche Verzerrungen resultie-

ren. Eine gängige Praxis in der Literatur, das Problem der u.U. nur temporär negativen

Einkünfte zu umgehen, ist eine Ausklammerung des unteren 5 %-Perzentils aus den

Verteilungsanalysen14. Nachteilhaft an dieser Methode ist jedoch die Außerachtlassung

der zunehmenden Bedeutung der Steuerreduktion aufgrund von Gegenrechnungsmög-

                                           
13

 Hierbei muß natürlich berücksichtigt werden, daß ein Teil der Steuerpflichtigen erst durch die Mo-
difikationen in diese Einkommensklassen hineinwachsen.

14
 Vgl. Pechman (1985) oder Gale/Houser/Scholz (1996), S. 286.
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lichkeiten, die das Einkommensteuerrecht und insbesondere das Fördergebietsgesetz

gerade in der Bundesrepublik Deutschland bieten15.

Vermindern sich beispielsweise positive Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit durch

steuerliche Verluste bei Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, denen keine tat-

sächlichen Verluste zugrunde liegen, folgt eine nicht korrekte Klassifizierung, die spätere

Verteilungsanalysen verzerrt. Auch die aus der Ausklammerung negativer steuerlicher

Einkünfte hervorgehende Bruttoeinkommensgröße ist mit Schwächen behaftet, da nega-

tive Einkünfte auch mit realen Verlusten verbunden sein können, die die steuerliche Lei-

stungsfähigkeit vermindern. Sie stellt allenfalls eine second-best Lösung dar. Richtiger-

weise muß im Rahmen einer Verteilungsanalyse ein möglichst umfassender Einkom-

mensbegriff zugrunde gelegt werden, d.h. sämtliche laufenden Übertragungen, steuer-

freie Einkünfte und Transfers sowie nicht realisierte Verluste und Gewinne sind in eine

Referenzgröße einzubeziehen16. Neben Problemen der Datenverfügbarkeit ist eine der-

artig umfassende Einkommensdefinition allerdings durch nahezu unüberwindbare Ab-

grenzungs- und Definitionsprobleme gekennzeichnet. Daher bietet sich möglicherweise

eine liquiditätsorientierte Einkommensdefinition an, die reine Buchverluste oder auch

nicht realisierte Verluste wie Gewinne ausklammert.

Der exakte Ausschluß von Buchverlusten kann leider auch im Rahmen eines Mikrosi-

mulationsmodells aufgrund hoher Informationsanforderungen kaum erfolgen. Hierzu sind

kalkulatorische Kosten- und Leistungsrechnungen, die den genauen Wertverzehr bzw.

die akkurate Wertschöpfung wiedergeben, für Steuerpflichtige mit Einkünften aus Land-

und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit sowie Vermietung und Ver-

pachtung notwendig. Durch die Verknüpfung verschiedener Datensätze17 können jedoch

fast alle laufenden Übertragungen, steuerfreie Einkünfte und dergleichen integriert wer-

den18, so daß alle Einkommensbestandteile weitestgehend erfaßt sind. Das Problem der

Unterscheidung von tatsächlichen und reinen steuerlichen (Buch-)Verlusten bleibt aller-

dings bestehen.

                                           
15

 Vgl. Der Spiegel, (1996), S. 22 ff. sowie Der Spiegel, (1997), S. 30 ff.
16

 Gale/Houser/Scholz befürworten ebenfalls eine möglichst umfassende Einkommensgröße als Ba-
sis zur Bestimmung von Verteilungswirkungen, die auch nichtrealisierte Gewinne oder Verluste
integriert; allerdings beinhaltet auch ihr Simulationsmodell aufgrund von Datenverfügbarkeitspro-
blemen diese Größen nicht. Vgl. Gale, W. G./Houser, S./Scholz, J. K. (1996), S. 285 f.

17
 Zur Qualität und Eignung bestimmter Mikrodatensätze vgl. Bork, C./Petersen, H.-G. (1998).

18
 Das oben verwendete Modell enthält lediglich empfangene Rentenzahlungen, die aus dem Sozio-

ökonomischen Panel übernommen wurden.
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5. Ausblick

Sowohl bei der Inzidenzanalyse als auch bei der Konzeption von Einkommensteuerre-

formen sollten die oben gewonnenen Ergebnisse Berücksichtigung finden. Die quantita-

tive Bedeutung negativer Einkünfte erzwingt bei der Analyse von Verteilungswirkungen

eine Berücksichtigung bzw. besondere Behandlung negativer Einkünfte im Rahmen der

Schichtung der Bruttoeinkommen. Darüber hinaus könnte angesichts der Steuerausfälle

an eine veränderte steuerrechtliche Einkommensdefinition gedacht werden. Eine rein

liquiditätsorientierte Bestimmung der steuerlichen Einkommen, die nur tatsächliche Li-

quiditätszu- oder -abflüsse berücksichtigt, würde möglicherweise ein Großteil der negati-

ven Einkünfte vermeiden helfen19.

Im Rahmen von Verteilungsanalysen darf bei der Einstufung in Einkommensklassen

zumindest bei Ein-Perioden-Modellen keine Reduktion des Einkommens per negativer

Einkünfte stattfinden. Bei periodenübergreifender Betrachtung bzw. einer Lebens-

einkommensbesteuerung kann entweder auf dynamische Mikrosimulationsmodelle oder

abstraktere allgemeine Gleichgewichtsmodelle rekurriert werden20. Allerdings erlauben

diese Modelle weniger detaillierte Inzidenzanalysen als Mikrosimulationsmodelle. Sie

sind eher in der Lage verschiedene Steuersysteme über lange Zeiträume zu analysie-

ren21, wobei allerdings im Hinblick auf zukünftige Entwicklungen ein hohes Unsicher-

heitspotential besteht.
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der Steuerpflichtigen ihre positiven Einkünfte durch negative Einkünfte einer anderen

Einkunftsart. Im Hinblick auf das Steueraufkommen zeichnen sich beträchtliche Steuer-

ausfälle in Höhe von ca. 33 Mrd. DM durch diese Verrechnungsmöglichkeit ab.

Abstract:

Tax revenues of the German assessable income tax are eroding among other factors

because of special depreciation allowances in the context of the German reunification.

This paper examines empirically revenue and distributional effects resulting from offset-

ting negative income from business, self-employment, agricultural and forestry as well as

rent and lease with positive income from employment. About five per cent of taxpayers

reduce their taxable income by negative incomes from this categories. One consequence
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